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Holding – das Wort allein klingt schon nach Strategie. Nach Weitblick. Danach, dass ein 
Unternehmen nicht nur geführt wird, sondern dass auch eine klare Richtung definiert ist, in 
die es sich entwickeln soll. Kein Wunder, dass das Thema derzeit so viele Unternehmer:innen 
beschäftigt. Die versprochenen Vorteile sind real: Gewinne fließen nahezu steuerfrei in die 
Muttergesellschaft, und bei der Unternehmensnachfolge eröffnen sich Möglichkeiten, die ohne 
Holding-Struktur kaum denkbar wären.

Und doch: Die Holding ist kein Selbstläufer. Wer  
regelmäßig Gewinne entnimmt, wer eine Über-
gangsphase mit stillen Reserven nicht eingeplant 
hat oder den laufenden Verwaltungsaufwand unter-

schätzt, wird schnell feststellen, dass der Steuervorteil kleiner ausfällt als erhofft – oder sogar 
zur Falle wird. Die entscheidende Frage ist nicht „Kann ich eine Holding gründen?“, sondern 
„Passt sie zu meiner Situation?“.

Über die Vorteile, die eine Holding Unternehmen bieten kann, durfte ich, Matthias Weiß, im 
Handelsblatt-Journal „Branchenguide Prüfung und Beratung“ schreiben – und gehe auch  
in dieser Ausgabe darauf ein. Neben dem Schwerpunkt finden Sie weitere Themen rund um 

Ihren Alltag, Ihre Zukunft und Ihren Geldbeutel: von  
Änderungen bei Betriebsveranstaltungen über den Ein- 
satz von künstlicher Intelligenz in Finanzämtern bis hin  
zu neuen Spielregeln bei der Gebäudeabschreibung.
 
 
Wir wünschen Ihnen eine spannende Lektüre!

Matthias Weiß Christian Becker
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Steuersparmodell  
Holding –
was steckt wirklich dahinter?
von MATTHIAS WEISS, Geschäftsführung, Zentrale  

Das Thema Holding beschäftigt derzeit viele Unternehmer:innen. Die versprochenen 
Steuervorteile klingen verlockend – doch lohnt sich diese Struktur wirklich?  
Ein differenzierter Blick lohnt sich.

Kosten, Komplexität und weitere Aspekte

Holding bedeutet auch: mehr Aufwand. Für jede Gesellschaft 
müssen eigene Bücher geführt und Jahresabschlüsse erstellt 
werden. Dazu kommen einmalige Gründungskosten (Notar:in, 
Eintragung) sowie laufende Kosten für Verwaltung und Bera-
tung. Je nach Größe und Struktur können weitere regulatori-
sche Anforderungen hinzukommen – etwa die Dokumentation  
von Verrechnungspreisen oder die Pflicht zur Einrichtung  
eines Betriebsrats.

Dem steht jedoch ein handfester Vorteil gegenüber: die  
Risikotrennung. Jede Tochtergesellschaft haftet nur mit ihrem 
eigenen Vermögen. Das in der Muttergesellschaft akkumulierte  
Vermögen ist weitgehend abgeschirmt – ein nicht zu unter-
schätzender Schutz bei operativen Risiken.

Planung ist entscheidend

Gerade bei Umstrukturierungen ist Vorsicht geboten. Denn 
stille Reserven – insbesondere in Immobilien – können uner-
wartete steuerliche Folgen auslösen. Nach dem Aufbau einer 
Holding-Struktur gelten zudem regelmäßig Sperr- bzw. Behal-
tensfristen. Als Faustregel sollte man Anteilsverkäufe frühes-
tens 7 Jahre nach Gründung in Betracht ziehen.

Nach Ablauf dieser Fristen eröffnet die Holding hingegen  
attraktive Gestaltungsspielräume – vor allem bei der Unter-
nehmensnachfolge. Die Übertragung von Holding-Anteilen 
auf Kinder oder andere Erb:innen ist steuerlich deutlich un-
komplizierter als die Einzelübertragung mehrerer operativer 
Gesellschaften.

Die Grundstruktur

Bei der klassischen Holdingstruktur steht eine natürliche Per-
son als Alleingesellschafter:in an der Spitze einer Holding- 
GmbH (Muttergesellschaft), die ihrerseits Beteiligungen an 
operativen Tochter-GmbHs hält. Die Gewinne der Töchter  
fließen dabei nicht direkt an die natürliche Person, sondern 
steuerbegünstigt an die Muttergesellschaft: Auf 5 % des  
Gewinns fallen lediglich Körperschaft- und Gewerbesteuer an, 
was einer effektiven Belastung von rund 1,5 bis 2 % entspricht.

Im Vergleich zur Direktbeteiligung, bei der Dividenden ent- 
weder der Abgeltungsteuer von 25 % oder, beim Teileinkünfte-
verfahren, der Einkommensteuer auf 60 % des Gewinns unter- 
liegen, ist das ein erheblicher Vorteil, sofern die Gewinne im 
Unternehmen verbleiben oder reinvestiert werden.

Weitere Steuervorteile

Beim Verkauf von Tochtergesellschaften (Share Deal) greift 
die 95-prozentige Körperschaftsteuerentlastung, sodass der 
Veräußerungsgewinn faktisch steuerfrei vereinnahmt und der 
Erlös unmittelbar reinvestiert werden kann.

Innerhalb einer steuerlichen Organschaft lassen sich zudem 
Gewinne einer Tochtergesellschaft mit Verlusten einer ande-
ren verrechnen – allerdings unterliegt dieses Instrument engen 
Voraussetzungen und ist entsprechend risikobehaftet.

Wo die Vorteile an ihre Grenzen stoßen

Die Steuervorteile der Holding entfalten ihre Wirkung nur so 
lange, wie Gewinne thesauriert werden. Sobald die Mutter- 
gesellschaft ausschüttet, gelten dieselben steuerlichen Regeln 
wie bei einer Direktbeteiligung. Bei einer Gewinnausschüttung 
von 100.000,00 € und einem persönlichen Einkommensteuer-
satz von 40 % sind das im Teileinkünfteverfahren 24.000,00 €  
Steuern – es gibt somit keinen strukturellen Vorteil gegenüber 
der einfacheren Alternative.

Wer also regelmäßig größere Beträge für den privaten Lebens-
unterhalt entnimmt, wird mit einer Holding kaum dauerhaft 
besser fahren.

FAZIT
Eine Holding-Struktur lohnt sich vor allem  
dann, wenn Gewinne langfristig thesau-
riert und reinvestiert werden, ein Ver-
kauf von Tochtergesellschaften geplant 
ist oder eine Unternehmensnachfolge 
strukturiert werden soll. In allen anderen 
Fällen sollte der Mehraufwand kritisch 
gegen den tatsächlichen Steuervor-
teil abgewogen werden – am besten im  
Rahmen einer individuellen steuerlichen 
und rechtlichen Beratung.

?
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von ANTJE-KATRIN REIMERS, Steuerabteilung, Zentrale  

von JULIA MICHAELSEN, Steuerabteilung, Zentrale 

Schenkung von  
Unternehmens- 
anteilen:

B E T R I E B SV E R A N S TA LT U N G E N  A B  2 0 2 6 :

Bei der steuerbegünstigten Übertragung von Unternehmensanteilen kann ein Detail über 
viel Geld entscheiden: der richtige Zeitpunkt für die Berechnung der Behaltensfrist. Das  
 Finanzgericht Münster hat nun klargestellt: Es zählt nicht schon der Kaufvertrag, sondern 
der tatsächliche Übergang von (wirtschaftlichem) Eigentum.

Die 25-%-Pauschalsteuer für Betriebsfeiern wird ab 2026 wieder strenger: Eine hierarchisch „exklusive“  
Veranstaltung lässt sich dann nicht mehr pauschal versteuern. Damit kassiert der Gesetzgeber die  
BFH-Rechtsprechung aus dem Jahr 2024 ein und knüpft die Pauschalierung künftig – wie den 
110,00-€-Freibetrag – daran, dass die Feier für alle Beschäftigten offensteht.

Wenn Sie erben, gelten bestimmte Freibeträge, die 
die Erbschaftsteuer mindern. Erben Sie zum Beispiel  
einen (Teil-)Betrieb oder einen Anteil an einer Gesell-

schaft, können Sie eine Steuerbefreiung beantragen – die jedoch 
an bestimmte Bedingungen geknüpft ist. Eine Bedingung ist, dass 
Sie das Ererbte für einen bestimmten Zeitraum behalten müssen. 
Wurde die 100-prozentige Steuerbefreiung (sogenannte Opti-
onsverschonung) statt der 85-prozentigen Regelverschonung  
gewählt, gilt ein Zeitraum von 7 Jahren. In einem Streitfall musste  
das Finanzgericht Münster entscheiden, ob dieser Zeitraum, die 
sogenannte Behaltensfrist, unterschritten wurde.

Der Vater der Klägerin hatte seiner Tochter im Jahr 2009 eine 
Unterbeteiligung an seinem Kommanditanteil eingeräumt. Zum 
01.10.2013 und zum 01.03.2015 hatte er diese Unterbeteiligung 
schenkweise erhöht. Das Unterbeteiligungsverhältnis sollte 
für die Dauer der Kommanditbeteiligung des Vaters bestehen. 
Im März 2020 verpflichtet sich der Vater, seinen Kommandit- 
anteil rückwirkend zum 31.12.2019 zu verkaufen. Die Anteils-
freigabe erfolgte – nach einer Genehmigung der Europäischen 
Zentralbank – im September 2021.

Das Finanzamt berücksichtigte die beantragte Optionsver-
schonung und setzte Schenkungsteuer von 0 € fest. Im Juni 
2023 änderte es jedoch die Bescheide und gewährte nur noch 
eine anteilige Steuerbefreiung mit der Begründung, dass die 
Behaltensfrist anteilig unterschritten worden sei.

Für Zuwendungen im Rahmen einer Betriebsveranstaltung 
gilt ein Freibetrag von 110,00 € pro Veranstaltung und Teil-
nehmer:in – Vorteile bis zu dieser Höhe bleiben also stets 

steuerfrei. Wird die Feier teurer, muss nur der übersteigende Teil 
als Arbeitslohn versteuert werden. Soweit eine Betriebsveran-
staltung steuerpflichtigen Arbeitslohn auslöst, können Arbeit-
geber:innen aber eine günstige Lohnsteuerpauschalierung mit 
einem Steuersatz von 25 % vornehmen.

Seit 2015 schreibt das Einkommensteuergesetz zur An-
wendung des 110,00-€-Freibetrags explizit vor, dass eine  
Betriebsveranstaltung allen Angehörigen des Betriebs oder 
Betriebsteils offenstehen muss; es darf also keine hierarchische 
Beschränkung des Teilnehmer:innen-Kreises der Feier geben. 
Der Bundesfinanzhof (BFH) hatte 2024 allerdings entschieden: 
Die Bedingung, dass die Feier allen offensteht, gelte lediglich 
für die Gewährung des 110,00-€-Freibetrags – nicht aber für die 
günstige 25-%-Pauschalversteuerung der Zuwendungen.

Geklagt hatte ein Arbeitgeber, der zwei Weihnachtsfeiern je-
weils nur für Vorstandsmitglieder und die obere Führungsriege 
veranstaltet hatte. Im Zuge einer Lohnsteuer-Außenprüfung 

Maßgeblicher  
Zeitpunkt für die  
Behaltensfrist

Hierarchische Beschränkung schließt  

Lohnsteuerpauschalierung  
von 25 % wieder aus

Die hiergegen gerichtete Klage war vollumfänglich erfolg-
reich. Nach Ansicht des Gerichts lag mit Abschluss des Kauf- 
vertrags im März 2020 noch keine Veräußerung der steuer- 
begünstigten Unterbeteiligung vor. Vielmehr habe die Unter-
beteiligung bis zur tatsächlichen Abtretung im September 2021 
bestanden. Zudem sei für die Veräußerung nicht das verein- 
barte schuldrechtliche, sondern das dingliche Rechtsgeschäft 
beziehungsweise der Übergang des wirtschaftlichen Eigentums 
maßgeblich. Für diese Übertragung des wirtschaftlichen Eigen-
tums sei bei einem Kommanditanteil der vollständige Über-
gang von Mitunternehmerrisiko und Mitunternehmerinitiative 
notwendig, der hier im September 2021 erfolgte. Somit wurde 
die für die Schenkung vom 01.10.2013 maßgebliche Behaltens- 
frist vollständig und die für die Schenkung vom 01.03.2015  
geltende Frist für die Dauer von 6 Jahren eingehalten.  

hatte das Finanzamt die Pauschalversteuerung mit 25 % ab-
gelehnt und die Lohnsteuer auf die Feiern individuell berech-
net und nachgefordert. Das Amt vertrat den Standpunkt, dass 
die hierarchische Beschränkung des Teilnehmer:innen-Kreises 
auch der Pauschalversteuerung im Wege stehe.

Der BFH war war jedoch anderer Ansicht: Er verwies darauf, 
dass als Betriebsveranstaltung zunächst einmal jede Veran- 
staltung auf betrieblicher Ebene mit gesellschaftlichem  
Charakter gelte – somit auch die Weihnachtsfeiern im vorlie-
genden Fall. Das eingrenzende Kriterium des Offenstehens 
für alle Betriebsangehörigen sei nicht Gegenstand der ge-
setzlichen Legaldefinition der Betriebsveranstaltung, sondern 
nur eine ergänzende Voraussetzung für die Gewährung des 
110,00-€-Freibetrags.

Der Steuergesetzgeber hat diese Rechtsprechung jetzt mit 
Wirkung ab 2026 eingeschränkt: Mit dem Steueränderungs- 
gesetz 2025 steht nun explizit im Einkommensteuergesetz, 
dass auch eine Lohnsteuerpauschalierung nur möglich ist, 
wenn die Teilnahme an der Betriebsveranstaltung allen Ange-
hörigen des Betriebs oder Betriebsteils offensteht.

HINWEIS:
Manchmal kommt es auf den genauen 
Zeitpunkt an. Lassen Sie sich bei Schen-
kungen immer beraten, damit Sie nicht von 
ungeplanten Steuern überrascht werden!
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von JANA LUDIGKEIT, Steuerabteilung, Zentrale 

Ist die Abschiedsfeier schon ein steuerpflichtiger Vorteil? Der BFH hat klargestellt: Übernimmt ein:e 
Arbeitgeber:in die Kosten für eine Verabschiedung, entsteht kein Arbeitslohn, wenn es sich um eine 
betriebliche Veranstaltung handelt.

Trägt ein:e Arbeitgeber:in die Kosten für einen Empfang 
anlässlich der Verabschiedung eines Arbeitnehmers oder 
einer Arbeitnehmerin in den Ruhestand, führen diese  

Kosten nicht zu steuerpflichtigem Arbeitslohn, wenn es sich 
bei der Veranstaltung um ein Fest des Arbeitgebers oder der  
Arbeitgeberin handelt – das hat der Bundesfinanzhof (BFH) 
kürzlich entschieden. Geklagt hatte ein Geldinstitut, das einen 
Empfang in seinen Geschäftsräumen veranstaltet hatte, um 
den scheidenden Vorstandsvorsitzenden zu verabschieden und 
gleichzeitig seinen Nachfolger vorzustellen.

Die Personalabteilung hatte die Veranstaltung organisiert, 
die Gästeliste war nach geschäftsbezogenen Gesichtspunkten 
zusammengestellt worden. Unter den 300 geladenen Gästen 
fanden sich Vorstandsmitglieder des Geldinstituts, der Verwal-
tungsrat, Angehörige des öffentlichen Lebens, Vertreter:innen 
von Banken, Verbänden, Kammern und kulturellen Einrich- 
tungen sowie Pressevertreter:innen und darüber hinaus acht  
Familienangehörige des scheidenden Vorstandsvorsitzenden. 
Die Kosten für den Empfang hatte das Geldinstitut getragen.

Das Finanzamt war der Ansicht, dass die gesamten Kosten 
des Empfangs dem ausgeschiedenen Vorstandsvorsitzenden 
als Arbeitslohn zuzurechnen seien, und nahm das Geldinstitut 
für die hierauf entfallende Lohnsteuer in Haftung. Es erklärte, 
übliche Sachleistungen von Arbeitgeber:innen aus Anlass der 
Verabschiedung von Arbeitnehmer:innen stellten steuerpflich-
tigen Arbeitslohn dar, wenn die Aufwendungen der Arbeit- 
geber:innen-Seite 110,00 € pro Gast überschritten. 

Das Niedersächsische Finanzgericht sah dies anders: Es gab 
der Klage in erster Instanz teilweise statt. Steuerpflichtiger  
Arbeitslohn liege nur vor, soweit die Kosten der Feier auf den 

ausscheidenden Vorstandsvorsitzenden selbst sowie seine  
Familienangehörigen entfielen.

Die folgende Revision des Finanzamts wiederum hat der 
Bundesfinanzhof (BFH) nun zurückgewiesen. Er bestätigte im 
Wesentlichen die Entscheidung des Finanzgerichts: Finanziert 
ein:e Arbeitgeber:in eine Feierlichkeit, liegt nur dann Arbeits-
lohn vor, wenn es sich um eine private Feier des Arbeitnehmers  
oder der Arbeitnehmerin handelt – nicht aber, wenn die  
Gäste anlässlich eines Fests der Arbeitgeber:innen-Seite  
bewirtet werden. Um welche Art von Fest es sich jeweils  
handelt, ist unter Berücksichtigung aller Umstände des Einzel-
falls zu entscheiden. Dabei kommt es nicht nur auf den Anlass 
an, sondern auch darauf, wer als Gastgeber:in auftritt, wer die 
Gästeliste bestimmt, wer eingeladen ist, wo gefeiert wird und 
welchen Charakter das Fest hat.

Im Streitfall hatte die Verabschiedung ganz überwiegend  
beruflichen Charakter gehabt – als letzter Akt im aktiven  
Dienst des Arbeitnehmers. Mit der Verabschiedung war zudem 
die Amtseinführung des Nachfolgers einhergegangen. Das  
Geldinstitut selbst war als Gastgeber des Empfangs aufge- 
treten und hatte die Gästeliste bestimmt. Der Empfang hatte 
zudem in den Räumen des Instituts stattgefunden.

HINWEIS: Der BFH stellte außerdem klar, dass auch die auf 
den Vorstandsvorsitzenden selbst und seine Familienangehöri-
gen entfallenden Kosten kein Arbeitslohn seien, da die Teilnah-
me von Familienangehörigen gesellschaftsüblich sei. Das Urteil 
zeigt, dass Unternehmen die Kosten für die Verabschiedung  
ihrer scheidenden Mitarbeiter:innen ohne lohnsteuerliche 
Nachteile übernehmen können, solange sie diese als betrieb- 
liche Feierlichkeit ausgestalten.

Verabschiedung von Arbeitnehmer:innen: 

Feier des Arbeitgebers  
löst keinen steuerpflichtigen 
Arbeitslohn aus
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Ob Steuererklärungen prüfungswürdige, auffällige Sach-
verhalte enthalten oder als Routinefälle sofort frei-
gegeben werden können, prüfen Finanzämter in der 

Regel anhand eines Risikomanagementsystems: Über dieses 
System erhalten Sachbearbeiter:innen maschinelle Hinweise, 
denen sie dann nachgehen können.

Bereits seit Mai 2025 setzt die nordrhein-westfälische Finanz- 
verwaltung als erste in Deutschland ein selbst entwickeltes 
KI-Tool ein, um dieses Risikomanagement zu ergänzen. Das 
NRW-Finanzministerium erklärte jetzt, es werde den Einsatz von 
künstlicher Intelligenz weiter in die Fläche bringen: Man habe 
den KI-Testbetrieb von den bisherigen vier Test-Finanzämtern in 
Bielefeld-Außenstadt, Hamm, Brühl und Lübbecke auf die Ämter 

in Dortmund-Hörde, Düsseldorf-Süd, Geilenkirchen und Kleve 
erweitert. Perspektivisch soll die Technologie flächendeckend in 
ganz NRW zur Verfügung stehen.

Die eingesetzte analytische KI erkennt Muster und prüft, wo 
es für die Bearbeiter:innen im Finanzamt keinen Aufklärungs- 
bedarf gibt. So können diese Erklärungen vollautomatisch frei-
gegeben werden. Auf diese Weise sollen in einfachen Arbeitneh-
mer:innen-Fällen ohne großes Risikopotenzial Steuerbescheide 
sehr viel schneller ergehen als bisher. Die erhöhte Autofallquote 
soll die Beschäftigten in den Finanzämtern entlasten und mehr 
Kapazitäten dafür freisetzen, die komplexen Fälle mit hohem 
Prüfbedarf zu bearbeiten.

KI soll Steuererklärungen künftig beschleunigen – dabei geht NRW als erstes Bundesland voran.  
Dort wird nach einem erfolgreichen Test der Einsatz des KI-Tools jetzt auf weitere Finanzämter  
ausgeweitet, perspektivisch könnte es flächendeckend genutzt werden.

von JANA LUDIGKEIT, Steuerabteilung, Zentrale 

Prüfung von Steuererklärungen:

Finanzämter setzen verstärkt auf 
künstliche Intelligenz

von JULIA MICHAELSEN, Steuerabteilung, Zentrale 

Wer bei der privaten Rentenversicherung zwischen Einmalzahlung und monatlicher Rente wählt,  
entscheidet nicht nur über Flexibilität, sondern auch über die Steuerlast. Ein aktuelles Urteil  
des Finanzgerichts Berlin-Brandenburg zeigt, warum eine lebenslange Rente steuerlich anders  
behandelt wird als Kapitalerträge.

Bei einer privaten Rentenversicherung können Sie oft 
wählen, ob Sie sich den Versicherungsbetrag auf einmal 
auszahlen lassen oder eine monatliche Rente beziehen 

möchten. Bei dieser Entscheidung sollten Sie nicht nur die  
steuerlichen Auswirkungen im Blick haben, sondern auch Ihren  
tatsächlichen Finanzbedarf: Benötigen Sie das Geld sofort oder 
ist ein regelmäßiges Einkommen in der Zukunft sinnvoller?  
Das Finanzgericht Berlin-Brandenburg hatte kürzlich zu ent-
scheiden, wie eine solche Rentenauszahlung steuerlich zu  
behandeln ist.

Die Klägerin hatte im Jahr 2023 Einkünfte aus mehreren  
Rentenversicherungen erzielt. Darunter war auch eine monatlich 
gezahlte private Rente, deren Versicherungsvertrag aus dem 
Jahr 2003 entweder eine lebenslange Altersrente oder eine ein-
malige Kapitalauszahlung vorgesehen hatte. Zu Rentenbeginn 
im Jahr 2022 hatte sich die Klägerin für die lebenslange monat-
liche Rente entschieden. Gegen den im Jahr 2024 ergangenen  
Steuerbescheid hatte sie Einspruch eingelegt: Sie war der  

Ansicht, dass die Rente nicht mit einem Ertragsanteil von 18 % 
besteuert werden müsse, sondern als Kapitaleinkünfte.

Die Klage vor dem Finanzgericht war unbegründet. Das  
Finanzamt habe die Rente zu Recht als sonstige Einkünfte und 
nicht als Einkünfte aus Kapitalvermögen berücksichtigt. Bei der 
Rente der Klägerin handele es sich um eine Leibrente, deren 
Auszahlung vom Lebensalter der Klägerin abhänge. Durch die 
Ertragsanteilsbesteuerung werde die Klägerin mit allen Steuer- 
pflichtigen gleichgestellt, die einen Kapitalwert bis zum Lebens- 
ende verrenten ließen – unabhängig davon, ob dieser aus ver-
steuertem oder unversteuertem Einkommen stamme.

Zwar erfülle die Rente im Wesentlichen die Voraussetzungen 
der Besteuerung als Kapitalvermögen, jedoch führe die Ent-
scheidung der Klägerin für eine Verrentung und damit gegen 
eine einmalige Kapitalauszahlung dazu, dass die Vorschriften 
über Kapitaleinkünfte nicht anwendbar seien. Daher sei die  
Rente jährlich mit ihrem Ertragsanteil zu besteuern.

Private Rentenversicherung –
alles auf einmal oder lieber monatlich?
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Papier bleibt 2026 vorerst Standard: Elektronische Steuerbescheide werden erst ab 2027  
zur Regel, und bis dahin ist kein Widerspruch nötig. Ab 2027 dreht sich das Prinzip dann  
um – wer keine digitale Bekanntgabe möchte, muss aktiv widersprechen.

IHRE ZUKUNFT

Kommt jetzt Rechtssicherheit bei der neuen Grundsteuer? Der BFH hat in drei Verfahren  
das Ertragswertverfahren im Bundesmodell bestätigt – und damit für die wichtige Klärung  
verfassungsrechtlicher Zweifel gesorgt.

In drei viel beachteten Verfahren hat der Bundesfinanz-
hof (BFH) kürzlich entschieden, dass die Vorschriften des  
Ertragswertverfahrens verfassungskonform sind. Diese  

Vorschriften werden nach dem sogenannten Bundesmodell 
in 11 Bundesländern herangezogen, um Wohnungseigentum 
zu bewerten und auf dieser Basis die Grundsteuer ab dem 
01.01.2025 zu berechnen.

Das zugrunde liegende Grundsteuerreformgesetz ist nach 
Auffassung des BFH formell verfassungsgemäß – insbesondere 
stand dem Bund die konkurrierende Gesetzgebungskompetenz 
zu. Auch die materielle Verfassungsmäßigkeit ist nach Ansicht 
des BFH gegeben; die Vorschriften des Ertragswertverfahrens 
verstoßen nicht gegen den allgemeinen Gleichheitssatz. Der 
Gesetzgeber darf bei der Ausgestaltung generalisierende, typi-
sierende und pauschalierende Regelungen treffen, ohne allein 
schon wegen der damit unvermeidlich verbundenen Härten  
gegen den allgemeinen Gleichheitssatz zu verstoßen.

Er darf sich grundsätzlich am Regelfall orientieren und ist 
nicht gehalten, allen Besonderheiten durch Sonderregelungen 
Rechnung zu tragen. Der Gesetzgeber kann Praktikabilitäts- 
erwägungen den Vorzug vor Gesichtspunkten der Ermittlungs-
genauigkeit einräumen und dabei auch beträchtliche Bewer-
tungs- und Ermittlungsunschärfen in Kauf nehmen, um die 
Festsetzung und Erhebung der Steuer handhabbar zu halten.

Gemessen an diesen Vorgaben hält der BFH die Ausgestal-
tung des Ertragswertverfahrens für verfassungskonform. Der 
Gesetzgeber hat nach Gerichtsmeinung ein Bewertungssystem 
geschaffen, das konzeptionell einer Verkehrswertorientierung 
folgt und darauf angelegt ist, im Durchschnitt aller zu bewer-
tenden Objekte den „objektiviert-realen Grundstückswert“  
innerhalb eines Korridors des gemeinen Werts annäherungs-
weise zutreffend zu erfassen.

Nach den ursprünglichen Plänen des Gesetzgebers  
sollten elektronische Steuerbescheide bereits ab dem 
01.01.2026 zur Regel und Papier die Ausnahme werden. 

Nun gelten die Neuregelungen jedoch erst ab dem 01.01.2027, 
das heißt: Steuerzahler:innen erhalten ihre Bescheide 2026 
noch auf Papier, sofern sie nicht beim Finanzamt ausdrücklich 
in die elektronische Bekanntgabe eingewilligt haben.

Ab 2027 gilt dann das neue Recht: Steuerbescheide, die auf 
elektronisch eingereichten Steuererklärungen beruhen, sollen 
die Finanzämter ab diesem Zeitpunkt grundsätzlich elektro-
nisch zum Abruf bereitstellen. Im Gegensatz zur bisherigen 
Rechtslage ist dafür keine Einwilligung der Steuerzahler:innen 
mehr erforderlich. Stattdessen gilt dann ein Widerspruchs-
recht: Wer als Steuerzahler:in keine digitale Bekanntgabe will, 
muss aktiv widersprechen und beantragen, die Bescheide  
einmalig oder dauerhaft per Post geschickt zu bekommen. 
Wichtig ist jedoch: Der Antrag gilt nur für die Zukunft.

Neue Grundsteuer:

BFH hält Berechnung nach dem Bundes-
modell für verfassungskonform
von JANA LUDIGKEIT, Steuerabteilung, Zentrale 

HINWEIS:
Das nun vom BFH bestätigte Bundesmodell 
gilt in Berlin, Brandenburg, Bremen, Meck-
lenburg-Vorpommern, Nordrhein-Westfalen, 
Rheinland-Pfalz, Sachsen, Sachsen-Anhalt, 
Saarland, Schleswig-Holstein und Thürin-
gen. Keine Konsequenzen haben die aktuellen 
BFH-Entscheidungen hingegen für Bürger:in-
nen in Baden-Württemberg, Bayern, Hamburg, 
Hessen und Niedersachsen: Diese Länder ver-
wenden eigene Grundsteuermodelle.

von ALEXANDRA SCHRÖDER, Steuerabteilung, Zentrale 

HINWEIS:
Zurzeit müssen Steuerzahler:innen also noch 
keinen Widerspruch einlegen. Ab 2027 wird das 
Finanzamt aber auf elektronisch eingereichte 
Steuererklärungen im Regelfall elektronische 
Steuerbescheide ausstellen. Wer das nicht will, 
sollte der digitalen Bekanntgabe aktiv wider-
sprechen; dafür bleibt aber bis zum Jahres-
ende noch genügend Zeit. Eine elektronische 
Widerspruchsmöglichkeit über ELSTER will die 
Finanzverwaltung im Laufe des Jahres 2026 zur 
Verfügung stellen.

Digitale Bekanntgabe von Steuerbescheiden: 

Widerspruch
ist für 2026

noch nicht erforderlich
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von JULIA MICHAELSEN, Steuerabteilung, Zentrale 

Ist ein Geldgeschenk noch „üblich“ – oder 
schon steuerpflichtig? Das Finanzgericht Rhein-
land-Pfalz zieht bei Gelegenheitsgeschenken 
eine klare Grenze und macht deutlich: Entschei-
dend ist nicht, wie vermögend der oder die 
Schenkende ist, sondern was nach allgemeiner 
Verkehrsanschauung als angemessen gilt.

Wenn Kinder noch klein sind, freuen sie sich meist 
über Spielzeug als Geschenk. Mit zunehmendem  
Alter wünschen sich jedoch viele Kinder statt Sach-

geschenken Geld. Aber welcher Betrag ist angemessen? Im 
Streitfall musste das Finanzgericht Rheinland-Pfalz entschei-
den, ob ein Ostergeschenk von 20.000,00 € noch üblich ist.

Der heute 60 Jahre alte Kläger hatte von seinem im Jahr 
2023 verstorbenen Vater seit März 2006 mehrfach Geldschen-
kungen zwischen 10.000,00 € und 50.000,00 €, einmal sogar 
in Höhe von 100.000,00 € erhalten. Bis zur streitigen Geld- 
schenkung zu Ostern 2015 hatten sich die Zuwendungen be-
reits auf 450.000,00 € summiert und damit den innerhalb 
von 10 Jahren nutzbaren Steuerfreibetrag von 400.000,00 € 
überschritten. Bis Juli 2017 hatten die Schenkungen schließlich 

einen Gesamtbetrag von 610.000,00 € erreicht. Der Vater des 
Klägers hatte in den Jahren 2013 bis 2022 Einkünfte aus einer 
Beteiligung an einer GmbH & Co. KG in einer Größenordnung 
zwischen ca. 1,7 Mio. € und 3,7 Mio. € jährlich erzielt.

Das Vermögen des verstorbenen Vaters hatte sich im Zeit-
punkt der Schenkung zum Osterfest 2015 auf rund 30 Mio. € 
belaufen. In seiner Erbschaftsteuererklärung gab der Kläger 
an, innerhalb des Zehnjahreszeitraums vor dem Tod des Vaters  
insgesamt acht Geldschenkungen erhalten zu haben, die als 
„übliche Gelegenheitsgeschenke“ steuerfrei seien, darunter 
auch das streitige 20.000,00-€-Geldgeschenk zu Ostern. Für 
Letzteres setzte das Finanzamt Schenkungsteuer fest; den  
dagegen eingelegten Einspruch wies es zurück.

Auch die Klage vor dem Finanzgericht war erfolglos. Der 
Begriff „übliche Gelegenheitsgeschenke“ sei nicht genau defi-
niert und daher durch das Gericht zu konkretisieren. Die Aus-
legung des Begriffs dürfe sich weder nach den Gewohnheiten 
bestimmter Bevölkerungskreise noch nach den Vermögens- 
verhältnissen der schenkenden oder beschenkten Person rich-
ten. Sonst würden Geldgeschenke in gleicher Höhe bei einer 
vermögenden Person als Schenker:in nicht versteuert, bei  
einer weniger begüterten Person hingegen schon. Ein solches  
Ergebnis lehnte das Finangericht aber wegen des Gleichheits-
satzes ab; die Üblichkeit derartiger Gelegenheitsgeschenke 
habe sich am Maßstab der allgemeinen Verkehrsanschauung 
zu orientieren.

HINWEIS:
Das Finanzgericht ließ die Revision zu, um  
die Frage zu klären, ob zur Bestimmung der  
Üblichkeit auf die allgemeine Verkehrsan- 
schauung zurückzugreifen ist oder ob hierfür 
der Bevölkerungskreis der schenkenden bzw. 
der beschenkten Person maßgeblich sein soll.

Fragliche Steuerfreiheit:

Wann liegt ein  
Geldgeschenk  
noch im üblichen 
Rahmen?
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Gute Nachrichten für Vermieter:innen: Es wird wieder deutlich einfacher, eine kürzere  
Gebäudenutzungsdauer nachzuweisen – und damit schneller abzuschreiben. Das BMF  
hat seine strengen Vorgaben aus dem Jahr 2023 zurückgenommen und eröffnet damit  

erneut mehr Spielraum bei Gutachten und Nachweisformen. 

„Mixpalette“ klingt praktisch – kann umsatzsteuerlich aber teuer werden: Das Finanzgericht  
Münster hat klargestellt, dass der Vorsteuerabzug an zu pauschalen Rechnungen scheitert,  

wenn Art und Menge der gelieferten Einzelwaren nicht nachvollziehbar angegeben sind.

Vermieter:innen sind naturgemäß daran interessiert, 
ihre Mietobjekte schnellstmöglich abzuschreiben. Das  
Einkommensteuergesetz sieht bei der linearen Ab- 

schreibung aber leider nur moderate Abschreibungssätze vor: 
Für Wohngebäude im Privatvermögen liegen diese bei 2 % 
(Fertigstellung vor 2023) bzw. 3 % (Fertigstellung ab 2023) der 
Anschaffungs- bzw. Herstellungskosten des Gebäudes pro Jahr. 
Somit unterstellt das Gesetz eine gewöhnliche Nutzungsdauer 
des Gebäudes von 50 bzw. 33,3 Jahren.

Im Jahr 2021 hatte der Bundesfinanzhof (BFH) ein Steuer-
schlupfloch geschaffen und entschieden, dass Vermieter:innen 
die Abschreibung beschleunigen können, indem sie dem Finanz-
amt eine kürzere tatsächliche Nutzungsdauer des Gebäudes 
nachweisen. Die Hürden für den Nachweis setzte das Gericht 
sehr niedrig, sodass schon einfache Gutachten quasi den AfA- 
Turbo zünden konnten. Dem BFH genügten sämtliche Gut- 
achtenformen, die den technischen oder wirtschaftlichen Ver-
schleiß eines Gebäudes plausibel darstellen konnten.

Auf diese Rechtsprechung reagierte das Bundesministerium 
der Finanzen (BMF) im Jahr 2023 mit einem einschränkenden 

Das Finanzgericht Münster hat entschieden, dass Finanz-
ämter den Vorsteuerabzug aus Rechnungen für soge-
nannte Mixpaletten versagen können, wenn die Rech-

nungen keine detaillierten Angaben zu den Waren enthalten. 
Im Besprechungsfall hatte eine Handelsgesellschaft für IT- und 
Elektrogeräte im Jahr 2016 wiederholt Mixpaletten von einer 
haftungsbeschränkten Unternehmergesellschaft erworben. Die 
Paletten enthielten sehr unterschiedliche Retouren, darunter 
Elektrowaren, Haushaltsartikel und Smartphone-Zubehör.

Die zugehörigen Rechnungen wiesen lediglich allgemeine 
Bezeichnungen wie „Mixpalette Haushaltswaren“ oder „Mix- 
palette Elektrowaren“ sowie Bruttobeträge und Umsatzsteuer  
aus, enthielten jedoch keine Angaben zu Art und Menge der 
einzelnen Artikel. Auf Basis dieser Rechnungen machte die  
Handelsgesellschaft Vorsteuer geltend. Das Finanzamt versagte  
ihr den Vorsteuerabzug mit der Begründung, dass die Rech- 
nungen nicht die gesetzlichen Mindestanforderungen erfüllten. 
Gegen diese Entscheidung klagte die Gesellschaft.

Das Finanzgericht wies die Klage mit der Begründung ab, dass 
die Rechnungen die umsatzsteuerlichen Mindestanforderungen 

Erlass und regelte, dass nur Gutachten von öffentlich bestellten  
und vereidigten Sachverständigen oder besonders akkredi-
tierten Stellen zugelassen sind, um eine kürzere tatsächliche 
Nutzungsdauer nachzuweisen. Auch die inhaltlichen Anforde-
rungen an die Gutachten schraubte das BMF damals hoch. Im 
Dezember 2025 korrigierte es nun seinen Kurs und hob diese 
strengen Nachweisregelungen wieder auf. Nun können ver-
kürzte Gebäudenutzungsdauern wieder einfacher nachgewie-
sen werden.

nicht erfüllten. Pauschale Angaben wie „Mixpalette“ oder „Elektro- 
waren“ reichten nicht aus, um Art und Menge der gelieferten Ein-
zelartikel nachzuprüfen. Auch Artikelnummern ohne konkrete 
Zuordnung genügten nicht. Eine Mixpalette sei kein eigenständi-
ger Liefergegenstand, da hiermit nur die transportierten Waren 
geliefert würden und diese in der Rechnung genau benannt sein 
müssten. 

Ohne Angaben zu Art und Menge der gelieferten Artikel könne 
die Finanzverwaltung nicht prüfen, ob die Voraussetzungen des 
Vorsteuerabzugs erfüllt seien, selbst wenn Umsatzsteuer abge-
führt worden sei. Schließlich betonte das Gericht, dass die Rech-
nungsanforderungen zwingend erfüllt sein müssen. Ein Verzicht 
auf formelle Anforderungen oder eine Berufung auf den Grund-
satz der Mehrwertsteuerneutralität sei nicht möglich, wenn die 
gesetzlichen Voraussetzungen für eine ordnungsgemäße Rech-
nung nicht gegeben seien.

Unternehmen sollten also Eingangsrechnungen immer prüfen 
und auf vollständigen Angaben zu Art und Menge der geliefer-
ten Artikel bestehen. 

von JULIA MICHAELSEN, Steuerabteilung, Zentrale 

von ANTJE-KATRIN REIMERS, Steuerabteilung, Zentrale 

Abschreibung von Gebäuden: Vorsteuerabzug versagt:

Finanzverwaltung revidiert strenge Haltung zum 
Nachweis einer kürzeren Nutzungsdauer

Auch Mixpaletten müssen  
genau spezifiziert werden

IHR GELDBEUTEL IHR GELDBEUTEL

HINWEIS:
Fortan gibt es also keine bindenden metho-
dischen Vorgaben der Finanzverwaltung für 
Gutachten und keine Beschränkungen auf be-
stimmte Gutachter:innen mehr. Vermieter:innen 
sind in der Nachweisführung frei. Maßgeblich ist 
allein, dass der Nachweis nachvollziehbar und 
sachlich geeignet ist.
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Ein Erbe ist schnell angenommen – allzu leicht übersieht man dabei aber die Pflichten gegenüber 
dem Finanzamt. Wer erbt, muss den Vermögensübergang in der Regel innerhalb von 3 Monaten  

melden, sonst drohen Bußgeld oder sogar strafrechtliche Folgen.

Ob Einfamilienhaus, Geldvermögen oder Familien-
schmuck: Wer erbt, hat nicht nur Grund zur Freude,  
sondern auch Pflichten gegenüber dem Finanzamt. 

Denn jede Erbschaft und jedes Vermächtnis muss der Behörde  
gemeldet werden. Da auf das Erbe möglicherweise Steuern  
anfallen, möchte das Finanzamt wissen, wer wem was vermacht 
hat. Wer diese Meldung versäumt, riskiert ein Bußgeld oder ein 
Strafverfahren wegen Steuerhinterziehung.

Sobald Erb:innen vom Vermögensübergang erfahren, müs-
sen sie ihr Finanzamt innerhalb von 3 Monaten von sich aus 
über das Erbe oder das Vermächtnis informieren. Dafür reicht 
ein formloses, aber inhaltlich umfassendes Schreiben: Es muss 
den Namen, die Anschrift und den Beruf des Erblassers oder 
der Erblasserin sowie des Erben oder der Erbin enthalten, des 
Weiteren den Todestag und den Sterbeort. Auch die Art, der 
Umfang und der Wert des Vermögens müssen aufgeführt sein. 
Ergänzend muss das Finanzamt über das Verwandtschafts- 
verhältnis zwischen Erblasser:in und Erbe bzw. Erbin informiert 
werden.

Die Erbschaftsanzeige kann elektronisch als ELSTER-Nach-
richt oder in Briefform erfolgen. Welches Erbschaftsteuer- 
Finanzamt für den Wohnbezirk des Erblassers oder der  
Erblasserin zuständig ist, geht aus einem Verzeichnis auf der 
BMF-Website hervor. Nach Eingang der Meldung prüft das  
Finanzamt, ob eine Erbschaftsteuererklärung erforderlich ist: 

Sie wird zur Pflicht, wenn Vermögenswerte wie Immobilien, 
Wertpapiere, Bankguthaben oder Unternehmensanteile über-
gehen.

Zum Glück ist nicht jede Erbschaft steuerpflichtig. Das 
Gesetz gewährt Freibeträge, die sich nach dem Verwandt-
schaftsgrad richten. Daher ist es für den Fiskus von Interesse, 
in welchem Verhältnis die Beteiligten zueinander stehen. Für 
Ehepartner:innen oder eingetragene Lebenspartner:innen 
sind bis zu 500.000,00 € steuerfrei. Kinder dürfen von jedem  
Elternteil 400.000,00 € und Enkel:innen von ihren Groß- 
eltern 200.000,00 € steuerfrei erben. Für Geschwister,  
Nichten, Neffen und Lebensgefährt:innen liegt der Freibetrag 
bei 20.000,00 €.

WICHTIG: Die Freibeträge befreien zwar von der Steuer,  
jedoch nicht von der Anzeigepflicht. Auch wenn die Erbschaft 
unterhalb der steuerfreien Grenze liegt, bleibt also die Melde-
pflicht bestehen. Doch auch die Finanzämter lassen in diesem 
Punkt gesunden Menschenverstand walten: Wenn eindeutig 
feststeht, dass keine Steuerpflicht besteht, kann man aus-
nahmsweise auf die Meldung verzichten. Könnte sich aber eine 
Steuer ergeben, ist es keine gute Idee, die Meldepflicht zu ver-
nachlässigen – denn Behörden wie das Standesamt, das Nach-
lassgericht und Notar:innen informieren das Finanzamt über 
Todesfälle und Nachlassvorgänge.

Erb:innen aufgepasst:

Eine Erbschaft  
muss dem Finanzamt  

gemeldet werden
von ALEXANDRA SCHRÖDER, Steuerabteilung, Zentrale 
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IHR GELDBEUTEL

Modernisierung von Gebäuden: 

Finanzverwaltung grenzt  
Erhaltungsaufwand schärfer 

von Anschaffungs- und  
Herstellungskosten ab

von ANTJE-KATRIN REIMERS, Steuerabteilung, Zentrale 
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IHR GELDBEUTEL

Modernisieren ja – aber steuerlich richtig 
einordnen: Das BMF hat seine Vorgaben zur 
Abgrenzung von Erhaltungsaufwand, Herstel-
lungs- und anschaffungsnahen Herstellungs-
kosten neu strukturiert und deutlich präzisiert.

Bei der Modernisierung von Mietobjekten sind Ver- 
mieter:innen naturgemäß sehr daran interessiert, die 
anfallenden Kosten sofort als Werbungskosten oder 

Betriebsausgaben abzuziehen. Dies gelingt jedoch nur, 
wenn das Finanzamt die Kosten steuerlich als Erhaltungsauf- 
wendungen anerkennt. Gehört der Aufwand hingegen zu den 
Anschaffungs- und Herstellungskosten der Immobilie oder 
(wegen einer überschrittenen 15-%-Grenze innerhalb der  
ersten 3 Jahre nach Anschaffung) zu den anschaffungs- 
nahen Herstellungskosten, lässt er sich nur über die Gebäude- 
abschreibung abziehen – bei Wohngebäuden häufig nur mit  
2 oder 3 % pro Jahr (bei linearer Abschreibung).

Das Bundesfinanzministerium (BMF) hat seine Aussagen 
zu dieser wichtigen Thematik nun in einem neuen Schreiben 
umfassend überarbeitet. Mit der Neufassung geht zwar keine 
materiell-rechtliche Neuausrichtung einher, das BMF grenzt 
die Kostenarten mit einer neuen Systematisierung und Präzi-
sierung seiner Aussagen jedoch schärfer ab und schafft somit 
in der Praxis eine höhere Rechtssicherheit. Detailtiefer gibt sich 
das BMF nun insbesondere bei seinen Aussagen zur Standard-
hebung von Gebäuden und zu anschaffungsnahen Herstel-
lungskosten. Neuen Eingang finden neben der zwischenzeit-
lich ergangenen BFH-Rechtsprechung die Entwicklungen bei  
modernen Baustandards (Stichwort: Smart Home) sowie zahl-
reiche Praxisbeispiele.

Das neue BMF-Schreiben bietet in der Praxis einen wichtigen 
Werkzeugkoffer, um anfallende Kosten steuerlich einzuord-
nen. Wer die Regeln kennt, kann viele steuerliche Fallstricke 
umgehen. Deshalb empfiehlt es sich unbedingt, vor anste-
henden Baumaßnahmen steuerfachkundigen Rat einzuholen. 
So kann es etwa aufgrund der Regelung zu anschaffungs- 
nahen Herstellungskosten steuerlich günstig sein, größere  
Renovierungs- und Modernisierungsmaßnahmen erst nach 
Ablauf der Dreijahresfrist (nach Anschaffung einer Immobilie) 
durchzuführen und direkt nach dem Kauf nur die notwendigsten 
Sanierungen vorzunehmen.

Der sofortige Kostenabzug als Erhaltungsaufwand bewirkt 
häufig eine hohe Steuerersparnis, die wiederum neue Investi-
tionsspielräume schafft. Das neue BMF-Schreiben gilt in allen 
offenen Fällen, sodass es sich unmittelbar auf zahlreiche offene 
Veranlagungs-, Rechtsbehelfs- und Prüfungsfälle der Finanz-
verwaltung auswirken dürfte.

 21
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Verfahrensmangel bei schlafendem 
ehrenamtlichen Richter
Die Bundesrechtsanwaltskammer hat auf eine aktuelle Entscheidung des BFH hingewiesen:  
Dieser hat ein erstinstanzliches Urteil aufgehoben, weil ein ehrenamtlicher Richter während  
der mündlichen Verhandlung eingeschlafen war.

Dreifach ausgezeichnet:  

„Exzellenter Arbeitgeber“ –  
besonders stark in Chemnitz,
Bingen und Mannheim

Gleich drei unserer Standorte wurden mit dem Siegel  
„Exzellenter Arbeitgeber“ ausgezeichnet – ein klares  
Signal dafür, dass bei uns Menschen im Mittelpunkt  

stehen. Bingen trägt das Siegel bereits zum vierten Mal in Folge.  
Am 10. März 2026 nahmen Niederlassungsleiterin Martina  
Tiggeler und HR-Business-Partnerin Imke Aakmann die Aus-
zeichnung bei einem festlichen Abend im WohnGut Koblenz 
stellvertretend für das gesamte Team entgegen. Begleitet wurde 
der Abend von einem Impulsvortrag zu den Themen Kanzlei- 
Exzellenz, digitale Transformation und menschliche Bindung –  
Themen, die zeigen, wie eng Mitarbeitendenführung und  
Zukunftsfähigkeit zusammenhängen. Mannheim wurde ebenfalls 
vom Steuerberaterverband ausgezeichnet – für eine Unterneh-
menskultur, in der flexible Arbeitszeitmodelle, faire Vergütung 
und echtes Vertrauen keine Worthülsen sind, sondern gelebter 
Alltag. Chemnitz darf sich auch erneut über diese Anerkennung 
freuen – und das aus gutem Grund: Dort wird eine Arbeitskultur 
gelebt, die Zusammenhalt, Verlässlichkeit und moderne Zusam-
menarbeit spürbar macht. Die Auszeichnung bestätigt, dass das 
Team in Chemnitz nicht nur fachlich überzeugt, sondern auch als 
Arbeitgeberstandort Maßstäbe setzt. Herzlichen Glückwunsch 
an alle drei Teams – ihr habt diese Auszeichnung verdient!

K U R I O S E S  U R T E I L

Nach übereinstimmenden Angaben aller Beteiligten hatte 
er hörbar geschnarcht und war erst durch den Anstoß 
eines Kollegen wieder wach geworden. Die Teile des  

Rechts- und Tatsachengesprächs, die er schlafend verpasst  
hatte, wurden nicht wiederholt – trotzdem erging ein Urteil.

Für den BFH liegt darin ein Verfahrensmangel. Ein Gericht 
ist nur dann ordnungsgemäß besetzt, wenn alle mitwirkenden 
Richterinnen und Richter geistig in der Lage sind, die wesent-
lichen Vorgänge der Verhandlung wahrzunehmen. Wer für eine 
nicht unerhebliche Zeit schläft, gilt als „abwesend“, weil er dem 
Geschehen nicht mehr folgen kann. Schnarchen sei dabei ein  

sicheres Anzeichen für Schlaf; bloß geschlossene Augen reich-
ten nicht zwingend aus. Unerheblich sei zudem, wie lange genau 
der Richter schlief – entscheidend sei, dass er wesentliche Teile 
verpasst habe.

Konsequenz: Das Urteil war wegen nicht vorschriftsmäßiger 
Besetzung aufzuheben und die Sache zur erneuten Verhand-
lung zurückzuverweisen (BFH, Beschl. v. 12.02.2026, V B 64/24).  
Auf die Einhaltung dieser Besetzungsvorschriften können die 
Beteiligten nach Auffassung des BFH auch nicht wirksam ver-
zichten.
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